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.3.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentsko~respondenz l4~Juni 1952 

Anfra&ebeantwortun~ 
:\41tB• 

zU/461/J 
\·1 \' Die Abg. S t a m p 1 e rund Genosson habop in der Sitzune des 

Nationalrates a.ni7"Mai 1952 unter Bezugnahme darauf, dass das Finanzamt 

Deutsohlandsberg iri der Steiermark an die Marktgemeinde Eibiswald 210,000 S 

Arbeitslosenunterstützung mittels 42 Postanweisungen zu je 5.000 S und einer 

43. auf den Rost überwiesen, an den Finanzminister die Anfrage geriohtet, 

ob er im Hinbliok auf eine Belebung der Verwaltungsreformbereit soi anzu­

ordnen, dass im GeldVerkehr zwisohe;n Finanzämtern und· e.nderen Stellen das 

'UberweiElungsverfahren von Konto zu Konto allge~ei.n durohgeführt werde .. 

Bundesminister für Finanzen Dr.K a m it z teilt in schriftlioher 

Beantwortung dieser Anfrage mit: 

Für die Übermittlung von Geld'beträgen an Gemeinden zur Auszahlung 

von Unterstützungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz sind folgende 

Zahlungswege vorgesehen: 

10) Postlagernd gestellte Postanw~isungen, 

2.) Einzahlung mittels Postsparkassen-Er1agseltein oder unm~ttelba.re 

überweisung an ein örtliches Kreditinstitutzugunsten der Gemeinde, 

. 3 .. ) Überweisung vom Nationalbank~Konto des zuständigim Finanzamtes 

auf das Nationalbarik"'J{iontQ der Gemeinde oder eines örtiiohen Kreditinstitutes 

zugun~ten der ausza.b.lenden Gemeinde, 

, 4.) unmittelbare Behebung beim Finanzamt duroh bevollmächtigte 

Gemeindeorganei 

.I~ d~t' Regel werden Geldbett'äge deshalb dJroh Postah'lveisung übermittelt, 

wail cUeser Zahlungsweg der empfa.ng~ndeh Stelle die zur Auszahlung erforder­

lichen Qelclbeträge sofort in denverhältnismässig'kleinen Teilbeträgen zur 

Verfügung stellt, wie sie zur Ausza.hlung an Arbei tsl'ose benötigt werden& 

Weil dieser Zahlungswegjedoch durch Auf teilung d~s zu iibeX'W~isend.en Be ... 

tra.ges auf so viele Postanweisungen, alS der Betrag durch 5.000 (derzeitige 

Betragshöohstgrenze fÜr postanweisun~en)tei1bar ist,~ bedeutenden Arbeits­

belastungen, führt, ist das Bundesministerium für Finanzen bereits iu 

Februar 1952 an das Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte Be­

triebe, G~ner~ldirekt~onfür die POst- und Telegraphenverwaltung, m:i,.t dem 

Ersuohen herangetreten, die Posi;verwal tung wolle die Betragsgrenze für ' 
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Postanweisungen im Verkehr zwisohen Dienststellen des Bundes, der Länder und 

Gemeinden entweder auflassen oder entspreohend erhöhen. In einer vorläufigen 

Bespreohung wurde eine Erhöhung'auf 100.000 S in Aussicht genommen. Dem 

Vernehmen nach ergeben sich bei der Durchführung Schwierigkeiten, sodass 

derzeit nicht gesagt werden kann,ob und wann mit einer Erhöhuhg der Betrags­

grenze gerechnet werden kann. Die GemeindeverwCiltungen benötigen die Geld­

beträge zur Auszahlung erst am Auszahlungstag, nicht früher. Eine frühere 

Behebung ist da.her auoh nicht vorgesohen. Die Fin~zämier verständigen die 

Gemeinden zeitgereoht VOl' Rar Auszahlung von 'der Höhe !las auszuzahlenden 

Betrages undladel'1 s~e ein, dia Münzliste rechtzeitiG be:j.m Abgabepostamt 

einzureiohen, damit die Barmittel a.uch in .der erforderlichen Stückelung bereit­

gestellt werden können. Dia Postanweisungen sind ausserdem postlagernd zabl­

bar zU stellen. Dadurch a'rübrigt sich eine Behebunc vor dem Auszahlungstage, 

weil die Post~nwaisungen mindestens 8 Tage beim Abgabepostamt liegen bleiben 

k~nnen. Eine Bahabung der Gelder vor der Auszahlung ist nicht zu rechtferti­

gen und widerspricht sowohl den einschlägigen Bestimmungenwi~ de~ Notwen­

digkeiten im Auszahlungsgesohäft. Es erübrigt sich daher, auf die Frage der 

HinterleSU1'1g der Geldel.' in einer einbruchsicheren Pa~erkasse einzugehen. 

Im Übrigen zahlen die Gemeindeverwaltungen bei der BehebunG der Posta.nwei­

sungen nicht Zustellgebti,hren, sonclern nur die ]?ostlagergebühr,' die derzeit 

einheitlich 30 g pro .j\nweisung be1;rägt. 

Die überweisung auf ein Konto der Gemeinde bei der örtlichen Spa.rkasstl' 

hätte es z.B. im gegenständliohen Falle notwendig gema.cht, dass sioh die 

SparkasJite, Eibiswald die Barmittel erst hätte be schaffen faUssen. Für diese 

Beschaffung stehon zwei Wege offen: die Girozentrale der Österreiöhischen 

Sparkassen in Graz und das Postamt. Die erste B~schaffungsart hätte nichl zu 

ver~twortende Verzögerungen 'zur Folge haben können und wäre ausserdem für 

die Fina.nzverWaltung mit bedeutenden Spesen verbunden gewesen (Reisediäten 

für ElJfei Organe, der Sparkasse, Fahrtkosten, Versicherungsbotrag h Im zweiten 

Falle wäre der Umweg über die Spa~kasse widersinnig und ebenfalls nur mit 

, Mebrarbei t und mit Mehrkosten verbunden gewesen. 

'Im Hinblick darauf, dass die ÜbervITeisungvon Konto zu Könto bereits 

vorgeSehen ist, jedooh nur dann gehandhabt werden kann, wenn die örtlichen 

Umstände die rechtzeitige Auszahlung der Unterstützungen nicht in Frage stellen, 

erübrigt es sich. das gef~rdertetlberweisungsverfahren erst einzuführen. 

-.... -.,... 
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